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Das Sicherheitsumfeld der Europä­
ischen Union ist geprägt von fragiler 
Staatlichkeit, köchelnden Krisenher­
den und einer sich zunehmend frag­
mentierenden Weltordnung. Die 
jüngsten Ereignisse in Afghanistan zei­
gen am schrecklichen Beispiel die gro­
ßen Herausforderungen und die hohe 
Fallhöhe internationalen Engagements, 
das daraus Lehren ziehen muss. Um 
die Sicherheitsinteressen der EU zu 
schützen, aber auch im Dienst der EU-
Normen wie Rechtsstaatlichkeit und 
Menschenrechte, wird ein Einsatz für 
Frieden und Stabilität in der Nach­
barschaft jedoch weiterhin eine Rolle 
spielen. Die gemeinsame Sicherheits- 
und Verteidigungspolitik (GSVP) bietet 
mit ihren zivilen Missionen ein politi­
sches Instrument, um in Partnerschaft 
mit den betreffenden Staaten die Sta­
bilität und Sicherheit zu erhöhen. 

Gerade  für Deutschland sind dabei 
zivile Methoden von zentraler Bedeu­
tung: und bilden das Herzstück des 
vernetzten Ansatzes.

R A HM ENBEDINGUNGEN

Fehlende Strategie, 
mangelndes Personal 

Trotz der sich zunehmend verschär­
fenden Sicherheitslage, haben sich 
die Personalzahlen in den zumeist 
schon klein angesetzten Missionen 
seit 2010 halbiert. Dies liegt vor al­
lem an der mangelnden strategi­
schen Ausrichtung. Die zivile GSVP 
benötigt eine feste Vorstellung, wo­
für zivile Methoden eingesetzt werden 
sollen – um sich im Krisenfall ad hoc 
auf eine Mission zu einigen und spä­
ter, auch mit Blick auf ein Missions­
ende, ihre Wirkung zu bemessen. 

Ohne diese Klarheit fehlt es auch an 
politischem Willen, nötiges Personal 
bereitzuhalten. Personalmangel wie­
derum erschwert das Einrichten von 
Missionen. Dieser Teufelskreis kann 
durchbrochen werden. Dafür braucht 
es eine klare Strategie, aus der sich 
benötigte Fähigkeiten und Personal­
bereitstellung ableiten lassen und 
den nötigen politischen Willen, sie zu 
implementieren.

HERAUSFORDERUNGEN

Deutschland in und mit der EU

Im zivilen Krisenmanagement nimmt 
Deutschland eine Vorreiterrolle ein. 
Mit der Gründung des Zentrums für 
Internationale Friedenseinsätze (zif) 
im Jahr 2003 hat es sich früh län­
gerfristig zu zivilen Methoden be­
kannt. So setzt das zif Maßstäbe dafür, 

Ziviles Krisenmanagement ist ein wichtiger Bestandteil der Außenpolitik für nachhaltigen Frieden und Konflikt-
prävention. Dabei ist ein multilateraler Ansatz wesentlich für deutsches Engagement. Der politische Wille und die 
strategische Einbettung der zivilen EU-Missionen lassen jedoch zu wünschen übrig. Wozu und wann Missionen 
eingerichtet werden, bleibt oft unklar und erscheint halbherzig. Zudem fehlt es der EU und ihren Mitgliedstaaten 
diesbezüglich an passendem Personal. Diese Umstände tragen dazu bei, dass die EU kaum ziviles Krisenmanagement 
betreibt und hinter den eigenen wie internationalen Erwartungen zurückbleibt. Deutschland, in seiner Rolle als 
ziviler Schrittmacher, sollte sich für koordinierte Personalbereitstellung zu gemeinsam vereinbarten Missionszielen 
einsetzen. So stärkt die EU ihre Handlungs- und Entscheidungsfähigkeit für künftige Krisen und im Idealfall davor.

Ziviles Krisenmanagement 
der EU stärken  
Deutschland sollte sich für mehr  
Handlungsfähigkeit einsetzen  
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https://www.auswaertiges-amt.de/blob/1213498/d98437ca3ba49c0ec6a461570f56211f/krisen-verhindern-data.pdf
https://www.auswaertiges-amt.de/blob/1213498/d98437ca3ba49c0ec6a461570f56211f/krisen-verhindern-data.pdf
https://www.auswaertiges-amt.de/blob/1213498/d98437ca3ba49c0ec6a461570f56211f/krisen-verhindern-data.pdf
https://www.bmvg.de/de/themen/friedenssicherung/vernetzter-ansatz
https://www.sipri.org/sites/default/files/2019-11/pb_1911_towards_a_more_capable_eu_civilian_csdp.pdf
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wie ziviles Personal für den Einsatz 
in Krisengebieten geschult und be­
reitgehalten werden kann. Auch im zi­
vilen Krisenmanagement ist jedoch 
ein multilateraler Ansatz wesentlich 
für die deutsche Außenpolitik. Da­
her ist für die Übersetzung in gemein­
same Missionen die Zusammenarbeit 
mit europäischen Partnern von zent­
raler Bedeutung. Den Mitgliedstaaten 
kommt in der GSVP eine entschei­
dende Rolle zu: Im Rat der Außen­
ministerinnen und Außenminister 
(FAC) mandatieren sie die Missionen 

und stellen zudem das nötige Per­
sonal zur Verfügung. Ohne dass alle 
Mitgliedstaaten sich einigen, wird kei­
ne Soldatin und kein ziviler Exper­
te in ein Krisengebiet entsendet. Mit 
der Gründung des European Centre 
of Excellence (CoE) for European Cri­
sis Management im September 2020 
möchte Deutschland dazu beitragen, 
die zivile Kompetenz der Mitgliedstaa­
ten zu bündeln und auszubauen. Doch 
die Investition in Verbesserungen auf 
der operativen Ebene allein können 
keine Wirkung entfalten. Wichtiger 

Bestandteil ist die strategische Füh­
rung durch die Mitgliedstaaten, al­
so eine Einigung darüber, wofür ziviles 
Krisenmanagement das richtige Mit­
tel ist, wie sich sein Erfolg bemisst und 
wie autonom das von anderen Akteu­
ren geschehen sollte (z.B. VN, NATO) 
– dazu wird momentan im EU-Prozess 
zum Strategischen Kompass diskutiert. 

GSVP-Missionen und -Operationen der Europäischen Union

Quelle: Europäische Union
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ZIELSETZUNG

EUPOL COPPS 
Palästinensische Gebiete

seit 2006

EUBAM
Moldau und Ukraine
seit 2005*

*Diese Mission wird nicht innerhalb der GSVP-Strukturen gemanaged,  
aber da die Ziele ähnlich sind, wird es in der Aufzählung aufgeführt. 

Militärische Missionen/Operationen

Zivile Missionen

laufende militärische  
Missionen/Operationen

laufende zivile Missionen

Ca. 5.000 entsendete Personen

Peacekeeping, Konfliktprävention, 
Stärkung der internationalen  
Sicherheit, Förderung von Rechts
staatlichkeit, Prävention von  
Menschenhandel und Piraterie

EUMM
Georgien
seit 2008

EUAM
Ukraine
seit 2014

EUBAM RAFAH
Palästinensische Gebiete
seit 2005

EUAM
Irak
seit 2017

EUNAVFOR  
Atalanta
Somalia/indischer Ozean
seit 2008

EUTM
Somalia
seit 2010

EUCAP
Somalia
seit 2012

EUBAM
Libyen
seit 2013

EUAM RCA
Zentralafrikanische  
Republik
seit 2020

EUFOR ALTHEA
Bosnien und Herzegowina

seit 2004

EUNAVFOR 
MED IRINI

Mittelmeer
seit 2020

EUTM 
Mali

seit 2013

EUCAP SAHEL
Mali

seit 2014

EUCAP SAHEL
Niger

seit 2012

EUTM RCA
Zentralafrikanische  

Republik
seit 2016

EULEX 
Kosovo

seit 2008

Regionalisierung der GSVP-Missionen in 
den G5-Sahel-Ländern seit 2017

https://eeas.europa.eu/diplomatic-network/foreign-affairs-council_en
https://www.eu2020.de/eu2020-de/aktuelles/artikel/eu-verteidigungsministerinnen-und-verteidigungsminister-informelles-treffen-strategischer-kompass/2376944
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EMPFEHLUNGEN

Strategische Ziele & kluge Planung

Deutschland sollte sich auf EU-Ebene 
kontinuierlich für ein starkes ziviles 
Krisenmanagement einsetzen: Anstelle 
von wenigen Dutzend Expertinnen und 
Experten zur Beobachtung und Bera­
tung könnten größer angelegte Missi­
onen etwa kulturelles Erbe schützen, 
Deradikalisierungsarbeit leisten, bei 
der Bekämpfung von Desinformati­
on unterstützen, die Wechselwirkun­
gen von Konflikt- und Klimaaspekten 

miteinbeziehen und vertrauensbil­
dende Maßnahmen auf lokaler Ebene 
durchführen – stets nach Bedürfnis­
sen des Konflikts und der Zivilbevöl­
kerung. Solch ein Engagement würde 
auch dazu beitragen, den Erwartungen 
internationaler Partner in der Sicher­
heitspolitik besser zu entsprechen.

Um im Krisenfall reaktionsfähig zu 
sein, sollte der FAC auf ein Reper­
toire an vorbereiteten Entscheidun­
gen zurückgreifen können. Nur wenn 
die Mitgliedstaaten wissen, wie viel 

Personal mit welchen Qualifikatio­
nen potenziell benötigt wird, können 
sie dieses bereithalten. Beispielsweise 
sollte bei der nationalen Planung be­
rücksichtig werden, wie viel Polizei für 
den Auslandseinsatz zusätzlich einkal­
kuliert werden muss und wie das klug 
in Karrierewege integriert werden 
kann. Eine öffentliche Debatte, zum 
Beispiel zur Entsendung von Polizei 
in GSVP-Missionen – denen manche 
eine Tendenz zum „Border Manage­
ment“ attestieren oder eine personel­
le und strategische Konkurrenz zur 

Zivile GSVP-Missionen

Quelle: SIPRI Multilateral Peace Operations Database (www.sipri.org)
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Sekundiertes  
Personal

ZIVILE  
GSVP-MISSIONEN

DEUTSCHE  
BETEILIGUNG

Die deutsche Beteiligung an zivilen GSVP-Missionen ist bei ca. 12 % über die Jahre stabil geblieben.  
Das gesamte EU- Personalengagement ist jedoch deutlich zurückgegangen. Dies liegt daran, dass  
in bestehenden Missionen Personal abgebaut oder diese eingestellt und keine neuen Missionen im  
größeren Stil eingerichtet wurden.

https://www.swp-berlin.org/en/publikation/csdp-compact-reinventing-eu-civilian-crisis-management-1
http://(www.sipri.org)
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In dieser Memo-Reihe bietet die DGAP 
fundierte Analysen zu Bereichen der 
deutschen Außen- und Sicherheitspolitik, 
die die nächste Legislaturperiode prägen 
werden. Jedes Memo gibt Einblicke darin, 
wie Bundesregierung und Parlament 
in einer komplexer werdenden Welt 
künftig Chancen und Herausforderungen 
begegnen können. Die Themen reichen 
von Technologie und Klima über Mig-
ration und internationale Ordnung bis 
hin zu Sicherheit und Geoökonomie. Die 
Beiträge verstehen sich als Einladung, 
mit uns über die deutsche Außenpolitik 
ins Gespräch zu kommen.  
 
Mehr Informationen finden Sie unter 
www.dgap.org/dossier/btw2021

Rauchstraße 17/18 
10787 Berlin
info@dgap.org ∙ www.dgap.org 

 @dgapev

Die Deutsche Gesellschaft für Auswärtige 
Politik e.V. (DGAP) forscht und berät zu 
aktuellen Themen der deutschen und euro-
päischen Außenpolitik. Dieser Text spiegelt 
die Meinung der Autorinnen und Autoren 
wider, nicht die der DGAP. 

Die DGAP ist gefördert vom Auswärtigen 
Amt aufgrund eines Beschlusses des deut-
schen Bundestages.
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Aufstockung von FRONTEX, – könnte 
auch den oft eingefahrenen deutschen 
Diskurs von Zwei-Prozent-Debatten 
auf wichtige Grundsatzfragen einer 
umfassenden Sicherheitspolitik lenken. 

Wenn Deutschland glaubwürdig zi­
viles Krisenmanagement betreiben 
möchte, braucht es in der EU klare 
Ziele für GSVP-Missionen sowie 
mehr und breiter qualifiziertes Per­
sonal der Mitgliedstaaten. Daher soll­
te sich die nächste Bundesregierung 
für eine konkrete Strategie, passende 
Ressourcen und handlungsfähige 
Strukturen einsetzen:

Strategische Ziele steigern:  
Die zivile Komponente der GSVP
Ziviles Krisenmanagement, das einen 
relevanten Unterschied leisten möch­
te, muss umfassender und in größe­
rem Rahmen aufgestellt werden. Dafür 
sollten die Mitgliedstaaten klare Ziele 
definieren, die Anleitung für nationale 
und europäische Planungs- und Ent­
scheidungsprozesse geben.  

Fähigkeiten planen und aufbauen:  
Ausreichend Fachpersonal für Einsätze
Die Bundesregierung sollte sich für ei­
nen koordinierten Planungsvorgang 
der Mitgliedstaaten einsetzen, der 
Personalbedarf identifiziert, um diesen 
nach fairen Quoten und einem realisti­
schen Zeitplan bereitstellt. Außerdem 
sollte im öffentlichen Dienst mit Aus­
landseinsätzen geplant werden, zum 
Beispiel in der ohnehin bereits von 
Personalmangel betroffenen Justiz.

Handlungsfähigkeit stärken:  
Institutionelle Entscheidungsfindung
Im entsprechenden Krisenfall sollte 
sich der FAC verlässlich auf Missions­
größe und Mandat verständigen kön­
nen, da die strategischen Ziele eine 
gemeinsame Handlung vorberei­
tet haben. Zusätzlich könnte sich die 
Bundesregierung dafür einsetzen, dass 
der FAC nach Artikel 44 eine Grup­
pe von Staaten mit der Durchführung 
beauftragen oder mit qualifizierter 
Mehrheit entscheiden kann.

http://www.dgap.org/dossier/btw2021
https://eur-lex.europa.eu/eli/reg/2019/1896/oj?locale=de
https://dgap.org/sites/default/files/article_pdfs/dgap-policy_brief-2020-28-en-graphic.pdf
https://dgap.org/sites/default/files/article_pdfs/dgap-policy_brief-2020-28-en-graphic.pdf

